
Suchergebnisse: Interfraktioneller Ausschuss

6. Juli 1917 – Der Interfraktionelle Ausschuss wird gegründet

Berlin * Der Interfraktionelle Ausschuss wird gegründet. Es ist ein inoffizielles Gremium, das die

Arbeit der Reichstagsfraktionen der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands - SPD, der

Zentrumspartei und der Fortschrittlichen Volkspartei - FVP koordiniert. Bis Januar 1918 beteiligen

sich auch Abgeordnete der Nationalliberalen Partei - NLP an den Beratungen im Interfraktionellen

Ausschuss.    Diese Parteien stellen seit der Reichstagswahl vom 12. Januar 1912 die Mehrheit

im Reichstag, weshalb auch von der Reichstagsmehrheit gesprochen wird.    Der Interfraktionelle

Ausschuss bildet den Auftakt zur Parlamentarisierung des Deutschen Kaiserreiches. 

26. Juni 1918 – Das machtpolitische Versagen der Reichstagsmehrheit

Berlin * Der Interfraktionelle Ausschuss trifft sich im Reichstag und beschließt, auf eine politische

Initiative zur Unterstützung des Staatssekretärs des Auswärtigen Amtes, Richard von Kühlmann,

zu verzichten.    Der Interfraktionelle Ausschuss ist ein inoffizielles Gremium, das die Arbeit

der Reichstagsfraktionen der Sozialdemokratischen Partei - SPD, der Fortschrittlichen Volkspartei

- FVP und der Zentrumspartei koordiniert. Die drei Parteien bilden seit der Reichstagswahl von

1912 die Mehrheit im Reichstag.    Die Situation zeigt aber auch das machtpolitische Versagen

der Reichstagsmehrheit. 

6. Juli 1918 – Eine hilf- und planlose MSPD

Berlin * Im Interfraktionellen Ausschuss erklärt Friedrich Ebert: „Wir haben nicht die Absicht, diese

Regierung zu stürzen. Wir wollen ihr Gewissen schärfen, sie antreiben“. Diese Aussage offenbart

die ganze Hilf- und Planlosigkeit seiner MSPD.    Philipp Scheidemann stellt in der selben Sitzung

zur Lage an der Westfront fest: „Die Amerikaner kommen nicht mehr, sondern sie sind da“.  Er

zieht daraus die einzig richtige Folgerung: „Je schneller wir Schluss machen, um so besser für

uns“. 

12. September 1918 – Der Interfraktionelle Ausschuss will eine Regierungsneubildung

Berlin * Der Interfraktionelle Ausschuss, das gemeinsame Gremium von MSPD,
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Zentrum und Linksliberalen, loten erstmals seit den Januarstreiks aus, welche Gemeinsamkeiten

ihnen geblieben sind. In der Sitzung suchen die Mehrheitsparteien gemeinsam nach einem

Ausweg, zu dem auf jeden Fall eine Regierungsneubildung gehören muss.     Man ist sich einig

über die Unglaubwürdigkeit unserer Regierung im Ausland. Mit dem Kaiser, der Obersten

Heeresleitung und der Regierung Hertling wird es keinen Verständigungsfrieden geben können.

Es wird deutlich, was die  Spitze der Mehrheitssozialdemokratie will: keine Revolution, keinen

Bürgerkrieg, dafür eine rasche Demokratisierung einschließlich einer gleichberechtigten

Arbeiterschaft. 
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